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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Änderung des Allgemeinen 

Zuständigkeitsgesetzes

Der Nummer 13 der Anlage zu § 4 Absatz 1 Satz 1 des Allgemei-
nen Zuständigkeitsgesetzes in der Fassung vom 22. Juli 1996 
(GVBl. S. 302, 472), das zuletzt durch Artikel VII des Gesetzes vom 
13. Juli 2011 (GVBl. S. 344) geändert worden ist, wird folgender 
Absatz 10 angefügt:

„(10) Durchführung des Transfusionsgesetzes.“

Artikel II
Änderung des Allgemeinen 

Sicherheits- und Ordnungsgesetzes

Die Anlage zu § 2 Absatz 4 Satz 1 des Allgemeinen Sicherheits- 
und Ordnungsgesetzes in der Fassung vom 11. Oktober 2006 (GVBl. 
S. 930), das zuletzt durch Artikel III des Gesetzes vom 19. Juni 2012 
(GVBl. S. 193) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Nummer 24 Absatz 7 wird aufgehoben.
2.	 Nummer 32 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 14 Buchstabe b wird der abschließende Punkt 
durch ein Semikolon ersetzt.

b)	 Es werden die folgenden Absätze 15 und 16 angefügt:
„(15) die Ordnungsaufgaben nach dem Transfusionsge-

setz;
(16) die Ordnungsaufgaben nach dem Medizinpro

duktegesetz und den nur auf Grund des Medizinproduktege-
setzes erlassenen Rechtsverordnungen, soweit nicht die für 
Gesundheitswesen zuständige Senatsverwaltung (Num-
mer 3 Absatz 6 Buchstabe g) oder das Landesamt für Mess- 
und Eichwesen Berlin-Brandenburg (Nummer 26 Absatz 3) 
zuständig sind.“

Artikel III
Änderung des Ethik- 

Kommissionsgesetzes Berlin

Das Ethik-Kommissionsgesetz Berlin vom 7. September 2005 
(GVBl. S. 466), das durch Gesetz vom 3. März 2010 (GVBl. S. 122) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 § 1 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Das Land Berlin errichtet mit Wirkung vom 1. Oktober 
2005 eine Ethik-Kommission, die im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes für die Bewertung
1.	 klinischer Prüfungen von Arzneimitteln bei Menschen nach 

den §§ 40 bis 42a des Arzneimittelgesetzes in der seit dem 
6. August 2004 jeweils geltenden Fassung,

2.	 klinischer Prüfungen von Medizinprodukten und für die Be-
wertung von Leistungsbewertungsprüfungen von In-vitro-
Diagnostika nach den §§ 19 bis 24 des Medizinproduktege-
setzes in der seit dem 21. März 2010 jeweils geltenden 
Fassung,

3.	 von Immunisierungsprogrammen nach § 8 des Transfusi-
onsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. August 2007 (BGBl. I S. 2169), das durch Artikel 12 des 
Gesetzes vom 17. Juli 2009 (BGBl. I S. 1990) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden Fassung und

4.	 von für die Separation von Blutstammzellen und anderen 
Blutbestandteilen erforderlichen Vorbehandlungen der spen-
denden Personen nach § 9 des Transfusionsgesetzes

ausschließlich zuständig ist.“
2.	 § 2 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 2a werden im Eingangssatz nach dem Wort „Men-
schen“ ein Komma und die Wörter „von Immunisierungspro-
grammen und von für die Separation von Blutstammzellen 
und anderen Blutbestandteilen erforderlichen Vorbehandlun-
gen der spendenden Personen“ eingefügt.

b)	 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Jeder Ausschuss entscheidet über die ihm vom Lan-

desamt für Gesundheit und Soziales Berlin zur Bewertung 
übertragenen
1.	 klinischen Prüfungen und Leistungsbewertungsprüfun-

gen von In-vitro-Diagnostika,
2.	 Immunisierungsprogramme sowie
3.	 für die Separation von Blutstammzellen und anderen 

Blutbestandteilen erforderlichen Vorbehandlungen der 
spendenden Personen

selbstständig. Entscheidungen eines Ausschusses gelten als 
Entscheidungen der Ethik-Kommission.“

Artikel IV
Änderung des Gesetzes zur Ausführung des 

Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes

In § 3 Absatz 2 Satz 1 und 4 sowie Absatz 3 des Gesetzes zur 
Ausführung des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes 
vom 6. November 1997 (GVBl. S. 582), das zuletzt durch Artikel I 
des Gesetzes vom 14. Juli 2006 (GVBl. S. 869) geändert worden ist, 
wird jeweils das Wort „Gesundheitswesen“ durch das Wort „Veteri-
närwesen“ ersetzt.

Artikel V
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 21. September 2012

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Klaus W o w e r e i t

Gesetz
zur Änderung des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes 

und anderer Gesetze
Vom 21. September 2012
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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Anpassung der Besoldung und Versorgung 

für die Jahre 2012 und 2013 

§ 1
Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für 
1.	 Beamtinnen und Beamte und Richterinnen und Richter des Lan-

des Berlin,
2.	 Beamtinnen und Beamte der landesunmittelbaren Körperschaf-

ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts,
3.	 Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger mit 

Anspruch auf Versorgungsbezüge, die das Land Berlin oder die 
landesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts zu tragen haben.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für 
1.	 Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte sowie die ehrenamtlichen 

Richterinnen und Richter,
2.	 öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften und ihre Verbän-

de.
(3) Wird in anderen Rechtsnormen auf durch dieses Gesetz geän-

derte oder ersetzte Vorschriften oder Anlagen Bezug genommen, 
erfasst die Bezugnahme nunmehr die entsprechenden, nach diesem 
Gesetz geltenden Vorschriften oder Anlagen. 

§ 2
Anpassung der Besoldung

(1) Um 2 vom Hundert werden ab 1. August 2012 erhöht 
1.	 die Grundgehaltssätze der Besoldungsordnungen A und R aus-

gehend von den sich aus den Anlagen 1 bis 4 des Berliner Besol-
dungsneuregelungsgesetzes vom 29. Juni 2011 (GVBl. S. 306) 
ergebenden Beträgen,

2.	 die Grundgehaltssätze der Besoldungsordnungen B und W aus-
gehend von den sich aus der Anlage 15 Nummer 2 und 3 des 
Gesetzes zur Besoldungs- und Versorgungsanpassung für Berlin 
2010/2011 vom 8. Juli 2010 (GVBl. S. 362, 2011 S. 158, 328), 
das durch Artikel V Satz 2 Halbsatz 2 des Gesetzes vom 29. Juni 
2011 (GVBl. S. 306) geändert worden ist, ergebenden Beträgen,

3.	 die Amtszulagen sowie die allgemeine Stellenzulage ausgehend 
von den sich aus den Anlagen 18 und 19 des Gesetzes zur Besol-
dungs- und Versorgungsanpassung für Berlin 2010/2011 erge-
benden Beträgen,

4.	 die Anwärtergrundbeträge sowie Anwärterbezüge ausgehend 
von den sich aus Anlage V des Landesbesoldungsgesetzes in der 
Fassung vom 9. April 1996 (GVBl. S. 160, 2005 S. 463), das 
zuletzt durch Artikel I § 2 des Gesetzes vom 29. Juni 2011 
(GVBl. S. 306) geändert worden ist, ergebenden Beträgen,

5.	 der Familienzuschlag ausgehend von den sich aus der Anlage 16 
des Gesetzes zur Besoldungs- und Versorgungsanpassung für 
Berlin 2010/2011 ergebenden Beträgen mit Ausnahme der Erhö-
hungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 2 bis A 5 nach Anla-
ge III des Landesbesoldungsgesetzes.

Die erhöhten Beträge ergeben sich aus den Anlagen 1 bis 6 zu die-
sem Gesetz. 

(2) Um 1,6 vom Hundert werden ab 1. August 2012 der Auslands-
zuschlag und der Auslandskinderzuschlag erhöht. Die erhöhten Be-
träge ergeben sich aus den Anlagen 7 bis 15 zu diesem Gesetz. 

(3) Ab dem 1. August 2013 werden die in Absatz 1 aufgeführten 
Dienst- und sonstigen Bezüge mit den sich ab dem 1. August 2012 
ergebenden Beträgen um 2 vom Hundert erhöht. Die erhöhten Beträ-
ge ergeben sich aus den Anlagen 16 bis 21 zu diesem Gesetz. 

(4) Ab dem 1. August 2013 werden der mit Absatz 2 erhöhte Aus-
landszuschlag und Auslandskinderzuschlag mit den sich ab dem 
1. August 2012 ergebenden Beträgen um 1,6 vom Hundert erhöht. 
Die erhöhten Beträge ergeben sich aus den Anlagen 22 bis 30 zu 
diesem Gesetz. 

(5) Die Erhöhungen nach den Absätzen 1 und 3 gelten entspre-
chend für 
1.	 die Grundgehaltssätze in den fortgeltenden Besoldungsord

nungen und Besoldungsgruppen der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer,

2.	 die Grundgehaltssätze in den Regelungen über künftig wegfal-
lende Ämter,

3.	 die Höchstbeträge für Sondergrundgehälter und Zuschüsse zum 
Grundgehalt sowie festgesetzte Sondergrundgehälter und Zu-
schüsse nach den fortgeltenden Besoldungsordnungen der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer,

4.	 die in festen Beträgen ausgewiesenen Zuschüsse zum Grundge-
halt nach den Vorbemerkungen Nummer 1 und 2 und die allge-
meine Stellenzulage nach der Vorbemerkung 2b der Anlage II 
des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 22. Februar 2002 
geltenden Fassung,

5.	 die Leistungsbezüge für Professorinnen und Professoren sowie 
hauptberufliche Leiterinnen und Leiter und Mitglieder von Lei-
tungsgremien an Hochschulen, soweit deren Teilnahme an re-
gelmäßigen Besoldungsanpassungen aufgrund landesrechtlicher 
Regelungen bestimmt wurde,

6.	 die Bemessungsgrundlagen der Zulagen, Aufwandsentschä
digungen und anderen Bezüge, die nach Artikel 14 § 5 des Re-
formgesetzes vom 24. Februar 1997 (BGBl. I S. 322), das durch 
Artikel 17 des Gesetzes vom 19. Februar 2006 (BGBl. I S. 334) 
geändert worden ist, fortgelten,

7.	 die besonderen Grundgehaltssätze, die bei Vereinheitlichung des 
Besoldungsrechts in Bund und Ländern 1975 als fortgeltendes 
Recht festgesetzt worden sind, sowie Rahmensätze, Höchstbe-
träge und Mittelbeträge oder sonstige festgesetzte Grundge-
haltssätze.

Gesetz
zur Anpassung der Besoldung und Versorgung 

für das Land Berlin 2012/2013 
(BerlBVAnpG 2012/2013)
Vom 21. September 2012
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§ 3
Anpassung der Versorgungsbezüge

(1) Bei den am 1. August 2011 vorhandenen Versorgungsempfän-
gerinnen und Versorgungsempfängern gelten die Erhöhungen nach 
§ 2 ausgehend von den sich aus dem Gesetz zur Besoldungs- und 
Versorgungsanpassung für Berlin 2010/2011 ergebenden Beträgen 
entsprechend für die in Artikel 2 § 2 Absatz 1 bis 5 des Bundesbesol-
dungs- und -versorgungsanpassungsgesetzes 1995 vom 18. Dezem-
ber 1995 (BGBl. I S. 1942), das durch Artikel 61 des Gesetzes vom 
19. Februar 2006 (BGBl. I S. 334) geändert worden ist, und in Arti-
kel 14 § 1 des Reformgesetzes genannten Bezügebestandteile sowie 
für die in § 14 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 und § 84 Absatz 1 Num-
mer 4, 5 und 7 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 
2006 geltenden Fassung aufgeführten Stellenzulagen und Bezüge. 

(2) Für nicht von Absatz 1 erfasste Versorgungsempfängerinnen 
und Versorgungsempfänger gelten die Erhöhungen nach § 2 entspre-
chend für die in § 2 genannten Bezügebestandteile, soweit sie der 
Berechnung ihrer Versorgungsbezüge zugrunde liegen. 

(3) Versorgungsbezüge, deren Berechnung ein Ortszuschlag nach 
dem Bundesbesoldungsgesetz in der bis zum 30. Juni 1997 gelten-
den Fassung nicht zugrunde liegt, werden ab dem 1. August 2012 
um 1,9 vom Hundert und ab 1. August 2013 um 1,9 vom Hundert 
erhöht, wenn der Versorgungsfall vor dem 1. Juli 1997 eingetreten 
ist. Dies gilt entsprechend für 
1.	 Versorgungsbezüge von Hinterbliebenen eines vor dem 1. Juli 

1997 vorhandenen Versorgungsempfängers oder einer vor dem 
1. Juli 1997 vorhandenen Versorgungsempfängerin,

2.	 Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen festgesetzt sind,
3.	 den Betrag nach Artikel 13 § 2 Absatz 4 des Fünften Gesetzes 

zur Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 28. Mai 
1990 (BGBl. I S. 967, 976).

(4) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfän
gern, deren Versorgungsbezügen ein Grundgehalt der Besoldungs-
gruppe A 1 bis A 8 zugrunde liegt, vermindert sich das Grundgehalt 
ab 1. August 2012 um 50,39 Euro und ab 1. August 2013 um 51,40 
Euro, wenn ihren ruhegehaltfähigen Dienstbezügen die Stellenzula-
ge nach Vorbemerkung Nummer 27 Absatz 1 Buchstabe a oder b der 
Bundesbesoldungsordnung A und B bei Eintritt in den Ruhestand 
nicht zugrunde gelegen hat. 

(5) Für die Anwendung versorgungsrechtlicher Vorschriften gel-
ten die Anpassungen nach den Absätzen 1 bis 3 sowie § 2 als Anpas-
sung im Sinne des § 70 Absatz 1 des Landesbeamtenversorgungsge-
setzes vom 21. Juni 2011 (GVBl. S. 266), das zuletzt durch Artikel 
IV des Gesetzes vom 29. Juni 2011 (GVBl. S. 306) geändert worden 
ist. 

Artikel II
Änderung weiterer 

besoldungsrechtlicher Vorschriften

§ 1
Änderung des Berliner 

Besoldungsneuregelungsgesetzes

Die Anlagen 3 und 4 des Berliner Besoldungsneuregelungsgeset-
zes vom 29. Juni 2011 (GVBl. S. 306) erhalten die aus der Anlage 6 
zu diesem Gesetz ersichtliche Fassung.

§ 2
Änderung der Verordnung 
über die Gewährung von 

Mehrarbeitsvergütung für Beamte

§ 4 der durch Artikel III des Gesetzes vom 21. Juni 2011 (GVBl. 
S. 266) in Landesrecht übergeleiteten Verordnung über die Gewäh-

rung von Mehrarbeitsvergütung für Beamte in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 3. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3494), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. November 2004 
(BGBl. I S. 2774), wird wie folgt geändert:
1.	 In Absatz 1 wird die Angabe „9,96 Euro“ durch die Angabe 

„10,52 Euro“, die Angabe „11,77 Euro“ durch die Angabe 
„12,43 Euro“, die Angabe „16,15 Euro“ durch die Angabe 
„17,05 Euro“ und die Angabe „22,27 Euro“ durch die Angabe 
„23,51 Euro“ ersetzt.

2.	 In Absatz 3 wird die Angabe „15,03 Euro“ durch die Angabe 
„15,88 Euro“, die Angabe „18,62 Euro“ durch die Angabe 
„19,67 Euro“, die Angabe „22,11 Euro“ durch die Angabe 
„23,35 Euro“ und die Angabe „25,83 Euro“ jeweils durch die 
Angabe „27,27 Euro“ ersetzt.

§ 3
Änderung der Verordnung 
über die Gewährung von 

Erschwerniszulagen

In § 4 Absatz 1 Nummer 1 der durch Artikel III des Gesetzes vom 
21. Juni 2011 (GVBl. S. 266) in Landesrecht übergeleiteten Verord-
nung über die Gewährung von Erschwerniszulagen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3497), 
zuletzt geändert durch Artikel 67 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 
(BGBl. I S. 1818), wird die Angabe „2,72 Euro“ durch die Angabe 
„2,88 Euro“ ersetzt.

Artikel III
Weitere Änderungen weiterer 

besoldungsrechtlicher Vorschriften

§ 1
Weitere Änderung des Berliner 

Besoldungsneuregelungsgesetzes

Die Anlagen 3 und 4 des Berliner Besoldungsneuregelungsgeset-
zes vom 29. Juni 2011 (GVBl. S. 306), das durch Artikel II § 1 die-
ses Gesetzes geändert worden ist, erhalten die aus der Anlage 21 zu 
diesem Gesetz ersichtliche Fassung.

§ 2
Weitere Änderung der Verordnung 

über die Gewährung von 
Mehrarbeitsvergütung für Beamte

§ 4 der Verordnung über die Gewährung von Mehrarbeitsvergü-
tung für Beamte in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3494), die zuletzt durch Artikel II § 2 
dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 In Absatz 1 wird die Angabe „10,52 Euro“ durch die Angabe 

„10,73 Euro“, die Angabe „12,43 Euro“ durch die Angabe 
„12,68 Euro“, die Angabe „17,05 Euro“ durch die Angabe 
„17,39 Euro“ und die Angabe „23,51 Euro“ durch die Angabe 
„23,98 Euro“ ersetzt.

2.	 In Absatz 3 wird die Angabe „15,88 Euro“ durch die Angabe 
„16,20 Euro“, die Angabe „19,67 Euro“ durch die Angabe 
„20,06 Euro“, die Angabe „23,35 Euro“ durch die Angabe 
„23,82 Euro“ und die Angabe „27,27 Euro“ jeweils durch die 
Angabe „27,82“ Euro ersetzt.
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Artikel V
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 mit Wir-
kung vom 1. August 2012 in Kraft.

(2) Artikel III tritt am 1. August 2013 in Kraft.
(3) Artikel IV tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- und 

Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 21. September 2012

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Klaus W o w e r e i t

§ 3
Weitere Änderung der Verordnung 

über die Gewährung von 
Erschwerniszulagen

In § 4 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung über die Gewährung 
von Erschwerniszulagen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3497), die zuletzt durch Artikel II § 3 
dieses Gesetzes geändert worden ist, wird die Angabe „2,88 Euro“ 
durch die Angabe „2,94 Euro“ ersetzt.

Artikel IV
Änderung des Landesbeamtengesetzes

In § 76 Absatz 5 Satz 1 des Landesbeamtengesetzes vom 19. März 
2009 (GVBl. S. 70), das zuletzt durch Artikel III des Gesetzes vom 
29. Juni 2011 (GVBl. S. 306) geändert worden ist, wird die Angabe 
„8. Lebensaltersstufe“ durch die Angabe „4. Stufe“ und die Angabe 
„9. Lebensaltersstufe“ durch die Angabe „5. Stufe“ ersetzt.

Anlage 1
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Anlage 2

Anlage 3
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Anlage 4
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Anlage 5
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Anlage 6
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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
(1) Dem Zweiten Abkommen vom 15. Dezember 2011 zur Ände-

rung des Abkommens über die Zentralstelle der Länder für Gesund-
heitsschutz bei Arzneimitteln und Medizinprodukten vom 30. Juni 
1994 (GVBl. 1995 S. 262), das durch das Abkommen vom 9. Juli 
1998 (GVBl. 2000 S. 531) geändert worden ist, wird zugestimmt.

(2) Das Zweite Abkommen vom 15. Dezember 2011 zur Ände-
rung des Abkommens über die Zentralstelle der Länder für Gesund-
heitsschutz bei Arzneimitteln und Medizinprodukten wird als Anla-
ge zu diesem Gesetz veröffentlicht.

§ 2
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.
(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel II in 

Kraft tritt, wird im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin bekannt 
gemacht.

Berlin, den 21. September 2012

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Klaus W o w e r e i t

Gesetz
zum Zweiten Abkommen vom 15. Dezember 2011 

zur Änderung des Abkommens über die 
Zentralstelle der Länder für Gesundheitsschutz 

bei Arzneimitteln und Medizinprodukten
Vom 21. September 2012
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Das Land Baden-Württemberg, 
der Freistaat Bayern, 
das Land Berlin, 
das Land Brandenburg, 
die Freie Hansestadt Bremen, 
die Freie und Hansestadt Hamburg, 
das Land Hessen, 
das Land Mecklenburg-Vorpommern, 
das Land Niedersachsen, 
das Land Nordrhein-Westfalen, 
das Land Rheinland-Pfalz, 
das Saarland, 
der Freistaat Sachsen, 
das Land Sachsen-Anhalt, 
das Land Schleswig-Holstein, 
der Freistaat Thüringen 
– nachstehend „Länder“ genannt – 
schließen, vorbehaltlich der etwa erforderlichen Zustimmung ihrer 
gesetzgebenden Körperschaften, nachstehendes Abkommen über 
die zweite Änderung des Abkommens über die Zentralstelle der 
Länder für Gesundheitsschutz bei Arzneimitteln und Medizinpro-
dukten. 

Artikel I 
Das Abkommen über die Zentralstelle der Länder für Gesund-

heitsschutz bei Arzneimitteln und Medizinprodukten vom 30. Juni 
1994, geändert durch das Abkommen vom 9. Juli 1998, wird wie 
folgt geändert:
1.	 In Artikel 2 werden die Absätze 1 bis 6 wie folgt gefasst:

„(1) Die ZLG nimmt Aufgaben der Länder im Medizinpro-
dukte- und Arzneimittelbereich nach Maßgabe der Absätze 2 bis 
6 wahr. 

(2) Die ZLG vollzieht im Bereich der Medizinprodukte die 
Aufgaben der Länder im Dritten Abschnitt des Gesetzes über 
Medizinprodukte (MPG) vom 2. August 1994 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. August 2002 (BGBl. I S. 3146) und die 
Aufgaben der Befugnis erteilenden Behörde im Gesetz über die 
Akkreditierungsstelle (AkkStelleG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2625) in den jeweils geltenden Fassungen. Der ZLG obliegen 
insbesondere folgende Aufgaben: 
1.	 Benennung und Überwachung der Benannten Stellen, 
2.	 Bekanntmachung der deutschen Benannten Stellen, 
3.	 Anerkennung und Überwachung von Prüflaboratorien, 
4.	 Benennung und Überwachung von Konformitätsbewer-

tungsstellen für Drittstaaten, 
5.	 Rücknahme, Widerruf und Ruhen der Benennung und Aner-

kennung, 
6.	 Anordnungen zur Beseitigung festgestellter oder zur Verhü-

tung künftiger Verstöße, 
7.	 Begutachtung und Überwachung im Rahmen von Akkredi-

tierungsverfahren, 

8.	 Mitwirkung im Akkreditierungsausschuss. 
(3) Die ZLG ist Geschäftsstelle für den Erfahrungsaustausch 

der anerkannten Laboratorien und Benannten Stellen. Sie nimmt 
teil am Erfahrungsaustausch auf der Ebene der Europäischen 
Union und an Konsultationen im Rahmen der Drittstaaten-Ab-
kommen und arbeitet an vertrauensbildenden Maßnahmen und 
in Arbeitsgruppen der Gemischten Ausschüsse mit. 

(4) Die ZLG ist zentrale Koordinierungsstelle für die Medi-
zinprodukteüberwachung und für die sich aus der Verordnung 
(EG) Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 9. Juli 2008 über die Vorschriften für die Akkreditierung 
und Marktüberwachung im Zusammenhang mit der Vermark-
tung von Produkten und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) 
Nr. 339/93 des Rates (ABl. L 218 vom 13.8.2008, S. 30) erge-
benden Aufgaben der Länder im Bereich der Marktüberwa-
chung. Ihr obliegen insbesondere folgende Aufgaben: 
1.	 Koordinierung der Weiterentwicklung des Qualitätssiche-

rungssystems der Medizinprodukteüberwachung, 
2.	 Koordinierung von Schwerpunkten für die Überwachung 

auf Veranlassung der Europäischen Union, 
3.	 Koordinierung der Erstellung und Aktualisierung des sek-

torspezifischen Marktüberwachungsprogramms für Medi-
zinprodukte, das der Europäischen Kommission, den Mit-
gliedstaaten und der Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen 
ist, 

4.	 Koordinierung der Prüfung und Bewertung der Überwa-
chungstätigkeit, 

5.	 nationale Kontaktstelle im Rahmen der Marktüberwachung 
zur Koordinierung des Informationsaustausches zu den 
Marktüberwachungsbehörden der anderen Mitgliedstaaten, 
der Europäischen Kommission und Drittstaaten, 

6.	 Prüfung von Medizinprodukteangeboten und von -werbung 
im Internet sowie die Bereitstellung entsprechenden speziel-
len Sachverstandes, 

7.	 nationale Kontaktstelle für Amtshilfeersuchen anderer Mit-
gliedstaaten, 

8.	 Koordinierung der Erstellung von Risikoprofilen für die 
Zollbehörden. 

(5) Die ZLG ist zentrale Koordinierungsstelle für den Arznei-
mittelbereich. Ihr obliegen insbesondere folgende Aufgaben:
1.	 Pflege und Mitwirkung bei der Weiterentwicklung des Qua-

litätsmanagementsystems der Behörden der Länder sowie 
aktive Beteiligung daran im Rahmen der Allgemeinen Ver-
waltungsvorschrift zur Durchführung des Arzneimittelge-
setzes, 

2.	 Mitwirkung bei der Vertretung der Länder auf europäischer 
und internationaler Ebene zu Fragen der Arzneimittelüber-
wachung und -untersuchung einschließlich des Internethan-
dels sowie der Bekämpfung von Arzneimittelfälschungen, 

3.	 Sammlung, Aufbereitung und Bereitstellung von aktuellen 
Informationen zu nationalen, europäischen und internatio-
nalen Entwicklungen im Arzneimittelbereich einschließlich 
der Bereitstellung und Pflege eines Internetauftritts sowie 
der Sammlung von Entscheidungen zur Zulassungs- oder 
Registrierungspflicht, 

Anlage

Zweites Abkommen zur Änderung des Abkommens über die Zentralstelle 
der Länder für Gesundheitsschutz bei Arzneimitteln und Medizinprodukten
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4.	 zentraler Informationsaustausch als nationale Kontaktstelle 
mit europäischen Überwachungseinrichtungen, solchen 
staatlichen Stellen, mit denen eine gegenseitige Anerken-
nung von pharmazeutischen Inspektionen vereinbart ist, und 
Behörden weiterer Drittstaaten, 

5.	 Koordinierung und fachliche Unterstützung von Gremien 
und Expertenfachgruppen, 

6.	 Prüfung von Arzneimittelangeboten und von Arzneimittel-
werbung im Internet sowie die Bereitstellung entsprechen-
den speziellen Sachverstandes, 

7.	 Koordinierung von länderübergreifenden Maßnahmen und 
von Inspektionen im zentralen Zulassungsverfahren, 

8.	 Koordinierung der Aktivitäten der Arzneimitteluntersu-
chungsstellen der Länder einschließlich deren Berichterstat-
tung und Koordinierung des zentralen Probenzugs von Arz-
neimitteln im Auftrag des Europäischen Direktorates für die 
Qualität von Arzneimitteln, 

9.	 Aufbereitung von Informationen und Entscheidungen von 
länderübergreifender Relevanz und Koordinierung einer ab-
gestimmten Haltung für nationale, europäische und interna-
tionale Gremien, Behörden und sonstige Akteure, 

10.	Mitwirkung bei der Beobachtung, Sammlung und Auswer-
tung von Arzneimittelrisiken einschließlich Koordinierung 
der erforderlichen Maßnahmen zur Gewährleistung der Arz-
neimittelsicherheit auch beim grenzüberschreitenden Ver-
kehr mit Arzneimitteln, Wirkstoffen und anderen Stoffen 
mit pharmakologischer Wirkung. 

(6) Die zentralen Koordinierungsstellen werden tätig im Auf-
trag der Länder oder eigeninitiativ in Abstimmung mit den Län-
dern. Sie arbeiten mit anderen, in den oben genannten Aufga-
bengebieten Tätigen zusammen.“ 

2.	 In Artikel 4 werden die Sätze 1 und 2 wie folgt gefasst: 
„Bei der ZLG können Sektorkomitees gebildet werden. Die Sek-
torkomitees können bei der Erarbeitung von Anforderungen mit-
wirken, die an Prüflaboratorien und Benannte Stellen zu stellen 
sind.“

3.	 In Artikel 5 wird Absatz 1 wie folgt gefasst: 
„(1) Die ZLG erhebt für ihre Tätigkeit im Rahmen der Benen-
nung, Überwachung und Anerkennung kostendeckende Gebüh-
ren und Auslagen. Für ihre Tätigkeiten im Rahmen des Gesetzes 
über die Akkreditierungsstelle macht die ZLG den kostende-
ckenden Aufwand bei der nationalen Akkreditierungsstelle gel-
tend.“ 

Artikel II
Inkrafttreten 

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der 
dem Monat folgt, in dem die letzte Mitteilung der vertragsschließen-
den Länder, dass die innerstaatlichen Voraussetzungen für das In-
krafttreten des Abkommens erfüllt sind, dem für das Gesundheits-
wesen zuständigen Ministerium des Landes Nordrhein-Westfalen 
zugeht. 

Für das Land Baden-Württemberg:
Berlin, den 15. Dezember 2011

Winfried 
K r e t s c h m a n n

Für den Freistaat Bayern:
Berlin, den 15. Dezember 2011

Horst 
S e e h o f e r

Für das Land Berlin:
Berlin, den 15. Dezember 2011

Klaus 
W o w e r e i t

Für das Land Brandenburg:
Potsdam, den 15. Dezember 2011

Matthias 
P l a t z e c k

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Berlin, den 15. Dezember 2011

Jens 
B ö h r n s e n

Für die Freie und Hansestadt 
Hamburg:
Berlin, den 15. Dezember 2011

Olaf 
S c h o l z

Für das Land Hessen:
Berlin, den 15. Dezember 2011

Volker 
B o u f f i e r

Für das Land Mecklenburg- 
Vorpommern:
Berlin, den 15. Dezember 2011

Erwin 
S e l l e r i n g

Für das Land Niedersachsen:
Berlin, den 15. Dezember 2011

David 
Mc A l l i s t e r

Für das Land Nordrhein- 
Westfalen:
Berlin, den 15. Dezember 2011

Hannelore 
K r a f t

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Berlin, den 15. Dezember 2011

Kurt 
B e c k

Für das Saarland:
Berlin, den 15. Dezember 2011

Annegret 
K r a m p - K a r r e n b a u e r

Für den Freistaat Sachsen:
Berlin, den 15. Dezember 2011

Stanislaw 
T i l l i c h

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Berlin, den 15. Dezember 2011

Dr. Reiner 
H a s e l o f f

Für das Land Schleswig-Holstein:
Berlin, den 15. Dezember 2011

Peter Harry 
C a r s t e n s e n

Für den Freistaat Thüringen:
Berlin, den 15. Dezember 2011

Christine 
L i e b e r k n e c h t

289_340_GVBl_2012_24.indd   328 27.09.12   10:55



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      68. Jahrgang      Nr. 24       2. Oktober 2012 329

Auf Grund des § 33 Absatz 2 Satz 2 und 3 der Bundesrechtsan-
waltsordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 303-8, veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch 
Artikel 8 des Gesetzes vom 6. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2515) 
geändert worden ist, in Verbindung mit § 1 der Verordnung zur 
Übertragung der Ermächtigung nach § 33 Absatz 2 Satz 2 der Bun-
desrechtsanwaltsordnung vom 17. Juli 2012 (GVBl. S. 246) wird 
verordnet: 

§ 1
(1) Auf die Präsidentin oder den Präsidenten des Kammergerichts 

werden in Bezug auf das Anwaltsgericht Berlin und den Anwaltsge-
richtshof Berlin die folgenden Aufgaben und Befugnisse nach der 
Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) übertragen: 
1.	 die Dienstaufsicht über das Anwaltsgericht (§ 92 Absatz 3 

BRAO) und den Anwaltsgerichtshof (§ 100 Absatz 1 Satz 2 in 
Verbindung mit § 92 Absatz 3 BRAO),

2. 	 die Ernennung der Mitglieder des Anwaltsgerichts (§ 94 Absatz 
2 Satz 1 BRAO) und die Ernennung der Mitglieder des Anwalts-
gerichtshofs, die Rechtsanwälte sind (§ 103 Absatz 1 BRAO),

3. 	 die Ernennung der Vorsitzenden der Kammern des Anwaltsge-
richts und des oder der geschäftsleitenden Vorsitzenden des An-
waltsgerichts (§ 93 Absatz 1 in Verbindung mit § 94 Absatz 2 
BRAO), 

4.	 die Ernennung der Vorsitzenden der Senate des Anwaltsge-
richtshofs und die Ernennung der Präsidentin oder des Präsiden-
ten des Anwaltsgerichtshofs (§ 101 Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 103 Absatz 1 BRAO), 

5. 	 die Bestellung der berufsrichterlichen Mitglieder des Anwalts-
gerichtshofs (§ 102 Absatz 1 Satz 1 BRAO),

6. 	 die Antragstellung auf Amtsenthebung gemäß § 95 Absatz 1a 
Satz 3 und Absatz 2 Satz 1 BRAO sowie § 103 Absatz 4 in Ver-
bindung mit § 95 Absatz 1a Satz 3 und Absatz 2 Satz 1 BRAO,

7.	 die Entlassung aus dem Amt gemäß § 95 Absatz 3 BRAO sowie 
gemäß § 103 Absatz 4 in Verbindung mit § 95 Absatz 3 BRAO, 

8.	 die Befugnisse der Landesjustizverwaltung gemäß §§ 97 
und 105 Absatz 1 BRAO, jeweils in Verbindung mit § 70 Ab-
satz 1 des Gerichtsverfassungsgesetzes.

9.	 die Bestätigung der Geschäftsordnung des Anwaltsgerichts 
(§  98 Absatz 4 Satz 2 BRAO) und des Anwaltsgerichtshofs 
(§ 105 Absatz 2 BRAO).

(2) Die Entscheidungen nach Absatz 1 Nummer 3, 4 und 6 bedür-
fen der Zustimmung der für Justiz zuständigen Senatsverwaltung.

§ 2
Die Präsidentin oder der Präsident des Kammergerichts führt die 

Verfahren nach Maßgabe des § 1 Absatz 1 in der Lage fort, in der sie 
sich bei Inkrafttreten dieser Verordnung befinden.

§ 3
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 23. August 2012

Senatsverwaltung für Justiz 
und Verbraucherschutz
Thomas H e i l m a n n

Zweite Verordnung 
zur Übertragung von Aufgaben und Befugnissen nach der 

Bundesrechtsanwaltsordnung 
Vom 23. August 2012 
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Auf Grund des § 6 Absatz 1 des Gesetzes über Gebühren und 
Beiträge vom 22. Mai 1957 (GVBl. S. 516), das zuletzt durch Arti-
kel IV des Gesetzes vom 18. November 2009 (GVBl. S. 674) geän-
dert worden ist, wird verordnet:

Artikel I
Die Anlage zu § 1 der Polizeibenutzungsgebührenordnung in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 7. Januar 1980 (GVBl. S. 379), 
die zuletzt durch Verordnung vom 28. Juli 2009 (GVBl. S. 397) ge-
ändert worden ist, erhält die nachstehende Fassung:

 „Anlage zu § 1

Gebührenverzeichnis

Tarif-
stelle

Art der Benutzung polizeilicher Einrichtungen und die damit 
in Zusammenhang stehende Inanspruchnahme von Leistungen

Berechnungs- 
einheit

Gebühr

1 Gewahrsam für hilflose, nicht vorläufig festgenommene Personen, die betrunken sind oder 
unter der Einwirkung von berauschenden Mitteln stehen
a)	 nach vorangegangener ärztlicher Untersuchung zur Feststellung der Verwahrfähigkeit

in der Zeit nach 7.00 Uhr bis 19.00 Uhr je Fall 179,38 €
b)	 nach vorangegangener ärztlicher Untersuchung zur Feststellung der Verwahrfähigkeit

in der Zeit nach 19.00 Uhr bis 7.00 Uhr je Fall 190,30 €
c)	 ohne ärztliche Untersuchung bei bereits festgestellter Verwahrfähigkeit je Fall 129,88 €

2 Transport hilfloser, nicht vorläufig festgenommener Personen, die betrunken sind oder un-
ter der Einwirkung von berauschenden Mitteln stehen, sowie Transport von Personen zur 
Feststellung von Alkohol- oder Rauschmittelbeeinflussung
a)	 mit polizeieigenem Kraftfahrzeug (werden mehrere Personen transportiert, so wird die 

zu erhebende Gebühr gleichmäßig verteilt)
 

je halbe Einsatz
stunde

 
 

44,20 €

b)	 mit polizeieigenem Streifenboot (werden mehrere Personen transportiert, so wird die 
zu erhebende Gebühr gleichmäßig verteilt)

Erfolgt der Transport mit polizeieigenem Streifenboot  und mit polizeieigenem Kraftfahr-
zeug, wird nur die Gebühr zu b) erhoben.
Bei einem Transport ohne einen sich anschließenden Gewahrsam wird zusätzlich ein 
Zuschlag in Höhe von 
erhoben.

 
je halbe Einsatz

stunde

 
 

88,16 €
 

89,24 €

3 Ungerechtfertigtes Alarmieren von Polizeifahrzeugen je erste halbe 
Einsatzstunde und 

Kraftfahrzeug

je weitere halbe 
Einsatzstunde und 

Kraftfahrzeug

 
 

69,68 €

 
 

49,96 €
4.1 Umsetzen von Fahrzeugen, sofern sich die Maßnahme gegen die nach den §§ 13 und 14 

des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes Verantwortlichen richtet oder die Ge-
bührenpflicht nach § 9 des Gesetzes über Gebühren und Beiträge entstanden ist.
a)	 durchgeführte Umsetzung eines Pkw, Kombinationsfahrzeuges, Transporters oder 

Motorrades bis 3,5 t zulässigem Gesamtgewicht und anderer Fahrzeuge in entspre-
chender Größe

 
 

je Einsatzfall

 
 

121,94 €

Fünfundzwanzigste Verordnung
zur Änderung der Polizeibenutzungsgebührenordnung

Vom 4. September 2012 
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Tarif-
stelle

Art der Benutzung polizeilicher Einrichtungen und die damit 
in Zusammenhang stehende Inanspruchnahme von Leistungen

Berechnungs- 
einheit

Gebühr

b)	 begonnene Umsetzung eines Pkw, Kombinationsfahrzeuges, Transporters oder Motor-
rades bis 3,5 t zulässigem Gesamtgewicht und anderer Fahrzeuge in entsprechender 
Größe

 
 

je Einsatzfall

 
 

102,01 €
c)	 Leerfahrt eines Abschleppfahrzeuges zur Umsetzung eines Pkw, Kombinationsfahr-

zeuges, Transporters oder Motorrades bis 3,5 t zulässigem Gesamtgewicht und anderer 
Fahrzeuge in entsprechender Größe

 
 

je Einsatzfall

 
 

83,84 €
d)	 durchgeführte Umsetzung eines Pkw, Kombinationsfahrzeuges oder Transporters mit 

einem zulässigen Gesamtgewicht über 3,5 t und anderer Fahrzeuge in entsprechender 
Größe

 
 

je Einsatzfall

 
 

213,96 €
e)	 begonnene Umsetzung eines Pkw, Kombinationsfahrzeuges oder Transporters mit ei-

nem zulässigen Gesamtgewicht über 3,5 t und anderer Fahrzeuge in entsprechender 
Größe

 
 

je Einsatzfall

 
 

196,79 €
f)	 Leerfahrt eines Abschleppfahrzeuges zur Umsetzung eines Pkw, Kombinationsfahr-

zeuges oder Transporters mit einem zulässigen Gesamtgewicht über 3,5 t und anderer 
Fahrzeuge in entsprechender Größe

 
 

je Einsatzfall

 
 

119,53 €
g)	 vermiedene Beauftragung eines Abschleppunternehmens zu Fahrzeugen aller Art je Einsatzfall 40,49 €

4.2 Umsetzen von Fahrzeugen unter Beteiligung der Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) von 
Flächen des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) nach fernmündlicher Anordnung 
der Polizei, sofern sich die Maßnahme gegen die nach den §§ 13 und 14 des Allgemeinen 
Sicherheits- und Ordnungsgesetzes Verantwortlichen richtet oder die Gebührenpflicht 
nach § 9 des Gesetzes über Gebühren und Beiträge entstanden ist. 

 

a)	 durchgeführte Umsetzung eines Pkw, Kombinationsfahrzeuges, Transporters oder 
Motorrades bis 3,5 t zulässigem Gesamtgewicht und anderer Fahrzeuge in entspre-
chender Größe

 
 

je Einsatzfall

 
 

88,97 €
b)	 begonnene Umsetzung eines Pkw, Kombinationsfahrzeuges, Transporters oder Motor-

rades bis 3,5 t zulässigem Gesamtgewicht und anderer Fahrzeuge in entsprechender 
Größe

 
 

je Einsatzfall

 
 

77,28 €
c)	 Leerfahrt eines Abschleppfahrzeuges zur Umsetzung eines Pkw, Kombinationsfahr-

zeuges, Transporters oder Motorrades bis 3,5 t zulässigem Gesamtgewicht und anderer 
Fahrzeuge in entsprechender Größe

 
 

je Einsatzfall

 
 

67,35 €
d)	 durchgeführte Umsetzung eines Pkw, Kombinationsfahrzeuges oder Transporters mit 

einem zulässigen Gesamtgewicht über 3,5 t und anderer Fahrzeuge in entsprechender 
Größe

 
 

je Einsatzfall

 
 

180,99 €
e)	 begonnene Umsetzung eines Pkw, Kombinationsfahrzeuges oder Transporters mit ei-

nem zulässigen Gesamtgewicht über 3,5 t und anderer Fahrzeuge in entsprechender 
Größe

 
 

je Einsatzfall

 
 

172,06 €
f)	 Leerfahrt eines Abschleppfahrzeuges zur Umsetzung eines Pkw, Kombinationsfahr-

zeuges oder Transporters mit einem zulässigen Gesamtgewicht über 3,5 t und anderer 
Fahrzeuge in entsprechender Größe

 
 

je Einsatzfall

 
 

103,04 €

4.3 Umsetzen von Fahrzeugen nach Anordnung durch Mitarbeiter der bezirklichen Ordnungs-
ämter, sofern sich die Maßnahme gegen die nach den §§ 13 und 14 des Allgemeinen Si-
cherheits- und Ordnungsgesetzes Verantwortlichen richtet oder die Gebührenpflicht nach 
§ 9 des Gesetzes über Gebühren und Beiträge entstanden ist.

a)	 durchgeführte Umsetzung eines Pkw, Kombinationsfahrzeuges, Transporters oder 
Motorrades bis 3,5 t zulässigem Gesamtgewicht und anderer Fahrzeuge in entspre-
chender Größe

 
 

je Einsatzfall

 
 

146,69 €

b)	 begonnene Umsetzung eines Pkw, Kombinationsfahrzeuges, Transporters oder Motor-
rades bis 3,5 t zulässigem Gesamtgewicht und anderer Fahrzeuge in entsprechender 
Größe

 
 

je Einsatzfall

 
 

120,57 €

c)	 Leerfahrt eines Abschleppfahrzeuges zur Umsetzung eines Pkw, Kombinationsfahr-
zeuges, Transporters oder Motorrades bis 3,5 t zulässigem Gesamtgewicht und anderer 
Fahrzeuge in entsprechender Größe

 
 

je Einsatzfall

 
 

94,14 €

d)	 durchgeführte Umsetzung eines Pkw, Kombinationsfahrzeuges oder Transporters mit 
einem zulässigen Gesamtgewicht über 3,5 t und anderer Fahrzeuge in entsprechender 
Größe

 
 

je Einsatzfall

 
 

238,71 €
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Tarif-
stelle

Art der Benutzung polizeilicher Einrichtungen und die damit 
in Zusammenhang stehende Inanspruchnahme von Leistungen

Berechnungs- 
einheit

Gebühr

e)	 begonnene Umsetzung eines Pkw, Kombinationsfahrzeuges oder Transporters mit ei-
nem zulässigen Gesamtgewicht über 3,5 t und anderer Fahrzeuge in entsprechender 
Größe

 
 

je Einsatzfall

 
 

215,35 €

f)	 Leerfahrt eines Abschleppfahrzeuges zur Umsetzung eines Pkw, Kombinationsfahr-
zeuges oder Transporters mit einem zulässigen Gesamtgewicht über 3,5 t und anderer 
Fahrzeuge in entsprechender Größe

 
 

je Einsatzfall

 
 

131,90 €

g)	 vermiedene Beauftragung eines Abschleppunternehmens zu Fahrzeugen aller Art je Einsatzfall 52,86 €

Eine Umsetzung gilt bei Fahrzeugen, die durch ein Abschleppfahrzeug umgesetzt werden 
sollen, als durchgeführt, wenn das umzusetzende Fahrzeug vom Abschleppunternehmen ver-
laden ist. In allen anderen Fällen (z.B. mittels Handwagen, manuelles Umsetzen, etc.) gilt die 
Umsetzung als durchgeführt, wenn das Fahrzeug an dem neuen Standort abgestellt worden 
ist.
Eine Umsetzung gilt als begonnen, wenn von dem Mitarbeiter oder der Mitarbeiterin des 
Abschleppunternehmens am Einsatzort erste Arbeitsschritte zur Umsetzung des Fahrzeugs 
mittels technischer Hilfsmittel (z.B. Stützfuß ausfahren, Klammern anlegen, Hubbrille anset-
zen, Einsatz von Wagenhebern, Nachschlüsseln oder Werkzeug usw.) eingeleitet wurden. Es 
ist dabei unerheblich, ob eine Verbindung zwischen dem technischen Hilfsmittel und dem 
umzusetzenden Fahrzeug entstanden ist.
Eine Leerfahrt liegt vor, wenn der Abschleppauftrag von der zuständigen Stelle erteilt wurde, 
unabhängig davon, ob das Abschleppunternehmen bereits am Einsatzort erschienen ist.
Bei mehreren in unmittelbarer Nähe abgestellten Fahrzeugen wird im Falle einer Leerfahrt für 
jedes Fahrzeug nur eine Gebühr in Höhe eines gleichen Anteils an dem Gebührensatz für eine 
Leerfahrt erhoben.
Eine vermiedene Beauftragung eines Abschleppunternehmens liegt vor, wenn der Fahrzeug-
halter oder die Fahrzeughalterin oder der Fahrzeugführer oder die Fahrzeugführerin mit dem 
Ziel, dass er oder sie oder eine andere berechtigte Person das Fahrzeug selbst entfernt, vor Ort 
durch Kennzeichennachfrage (Halterauskunft) oder Hinweise am Fahrzeug oder sonstige 
Wahrnehmungen ermittelt und in der Wohnung, dem Haus, dem Ladengeschäft oder an einer 
sonstigen Örtlichkeit aufgesucht und dadurch eine Beauftragung eines Abschleppunterneh-
mens im Rahmen der Umsetzungsanordnung vermieden werden konnte.

5 Sicherstellung und Verwahrung von Fahrzeugen aller Art und Fahrzeugteilen
a)	 Transport von sichergestellten Fahrzeugen bis 3,5 t zulässigem Gesamtgewicht sowie 

Teilen von Fahrzeugen der entsprechenden Größe
 

je erste halbe 
Einsatzstunde

je weitere halbe 
Einsatzstunde

 
 

100,94 € 

46,01 €
b)	 Transport von sichergestellten Fahrzeugen über 3,5 t zulässigem Gesamtgewicht sowie 

Teilen von Fahrzeugen der entsprechenden Größe
 

je erste halbe 
Einsatzstunde

je weitere halbe 
Einsatzstunde

 
125,14 € 

 

70,21 €
c)	 Transport von sichergestellten Booten je halbe Einsatz

stunde
 

88,16 €
Bei Leerfahrten (Transportauftrag war erteilt und das Transportfahrzeug war unterwegs) 
werden die Gebühren zu Buchstaben a) bis c) in gleicher Höhe erhoben.
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Tarif-
stelle

Art der Benutzung polizeilicher Einrichtungen und die damit 
in Zusammenhang stehende Inanspruchnahme von Leistungen

Berechnungs- 
einheit

Gebühr

d)	 Verwahrung von
Fahrrädern
Fahrrädern mit Hilfsmotor und Mopeds, Motorrädern ohne Beiwagen
Motorrädern mit Beiwagen, Fahrradanhängern und Krankenfahrstühlen
Personenkraftwagen, Dreiradfahrzeugen sowie Lastkraftwagen mit einem zulässigen 
Gesamtgewicht bis zu 2,8 t, Anhängern und anderen Fahrzeugen in entsprechender Größe
Lastkraftwagen mit einem zulässigen Gesamtgewicht über 2,8 t, Anhängern und ande-
ren Fahrzeugen in entsprechender Größe
Kanadiern, Paddel- und Ruderbooten
Segel- und Motorbooten bis zu 5 m Länge
Segel- und Motorbooten über 5 m Länge
Arbeitsmaschinen und Fahrzeugteilen

je Tag
je Tag
je Tag

 
je Tag

 
je Tag
je Tag
je Tag
je Tag

je m² Lagerfläche 
und Tag

0,48 €
1,20 €
2,40 €

 
6,00 €

 
12,00 €
2,40 €
4,80 €
7,20 €

 
0,48 €

Je Sicherstellungsfall wird ein Zuschlag von
erhoben. 
Bei Leerfahrten wird der Zuschlag nur in Höhe der Hälfte des Betrages erhoben.

43,26 €

6 Begleitung von Schwerlast-, Großraum- und gefährlichen Transporten
a)	 je Kraftrad je halbe Einsatz

stunde
 

28,12 €
b)	 je Begleitkraftwagen je halbe Einsatz

stunde
 

23,12 €
Je Begleitung wird ein Zuschlag von  
erhoben.

48,81 €

7 Eigentumssicherung nach Straftaten, Unglücksfällen sowie eines dahin gehenden zure-
chenbaren Anscheins und Eigentumssicherung bei unverschlossenen Türen oder Fenstern 
von Wohnungen, Geschäftsräumen usw. im Zusammenhang mit Maßnahmen nach den 
§§ 15, 36 des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes
zuzüglich der durch die Eigentumssicherung entstandenen Auslagen

 
 
 

je Einsatzfall

 
 
 

74,20 €

8 Unmittelbare Ausführung von Maßnahmen und Ersatzvornahmen zur Gefahrenabwehr für 
Personen, Sachen und Tiere gemäß den §§ 14, 15 und 36 des Allgemeinen Sicherheits- und 
Ordnungsgesetzes, insbesondere Sicherung von Gefahrenstellen auf öffentlichem Straßen-
land/Baustellensicherungen, Personen und Tiere in Notlagen, sofern nicht eine speziellere 
Tarifstelle einschlägig ist
zuzüglich der durch die Ersatzvornahme entstandenen Auslagen“

 
 
 
 

je Einsatzfall

 
 

101,87 €

Artikel II
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 4. September 2012

Der Senat von Berlin

Klaus   W o w e r e i t
Regierender Bürgermeister

Sybille  v o n  O b e r n i t z
Senatorin für den Senator für 

Inneres und Sport
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I. S. 1509), in Ver-
bindung mit § 6 Absatz 5 des Gesetzes zur Ausführung des Bauge-
setzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. 
S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan XXIII-26 vom 19. Mai 2010 mit erstem 

Deckblatt vom 15. Oktober 2010 und zweitem Deckblatt vom 5. Ok-
tober 2011 für das Gelände zwischen Reißiger Straße, Straße Am 
Lupinenfeld, Heinrich-Grüber-Straße, Ridbacher Straße und Orts-
teilgrenze sowie den nördlichen Grundstücksgrenzen der Grundstü-
cke Ingolstädter Straße 4 und Reißiger Straße 55 im Bezirk Mar-
zahn-Hellersdorf, Ortsteil Kaulsdorf, wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Mar-

zahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Wirtschaft und Stadtent-
wicklung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Vermessung, beglau-
bigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt 
Marzahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Wirtschaft und Stadt-
entwicklung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Stadtplanung und 
Amt für Bauaufsicht, Wohnungsaufsicht und Denkmalschutz, kos-
tenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 2a 
Nummer 3 und 4 des Baugesetzbuchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Marzahn-Hel-
lersdorf von Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der 
die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in 
Satz 1 genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten 
Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbe-
achtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind. 

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 10. September 2012

Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin

K o m o ß
Bezirksbürgermeister

Christian  G r ä f f
Bezirksstadtrat für Wirtschaft 

und Stadtentwicklung

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XXIII-26 
im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Kaulsdorf

Vom 10. September 2012
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Auf Grund des § 16 Absatz 1 und des § 17 Absatz 2 des Bauge-
setzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I 
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 
2011 (BGBl. I S. 1509), in Verbindung mit § 13 Absatz 1 des Geset-
zes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. No-
vember 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
3. November 2005 (GVBl. S. 692) wird verordnet:

§ 1
Die durch Verordnung vom 16. Juni 2011 (GVBl. S. 304) erlasse-

ne und durch Verordnung vom 27. März 2012 (GVBl. S. 98) bis zum 
27. April 2013 verlängerte Veränderungssperre 7-45/59 wird um ein 
weiteres Jahr bis zum 27. April 2014 verlängert.

§ 2
Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen 

will, muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs innerhalb von 
zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich ge-
genüber dem Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin geltend 
machen; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist dar-
zulegen. Nach § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Bau-
gesetzbuchs wird die Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften dieses Gesetzes nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist 
unbeachtlich. Die Beschränkung des Satzes 1 gilt nicht, wenn die für 
die Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt 
worden sind.

§ 3
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 11. September 2012

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin

Angelika S c h ö t t l e r
Bezirksbürgermeisterin

Dr. Sibyll K l o t z
Bezirksstadträtin

Verordnung
über die weitere Verlängerung der Veränderungssperre 7-45/59 

im Bezirk Tempelhof-Schöneberg, Ortsteil Lichtenrade
Vom 11. September 2012
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Ver-
bindung mit § 6 Absatz 5 des Gesetzes zur Ausführung des Bauge-
setzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. 
S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 10-57 vom 7. September 2011 für das Gelän-

de zwischen westlicher Verlängerung des Schkopauer Rings, Schko-
pauer Ring, Wolfener Straße, Bitterfelder Straße und der östlichen 
Grenze des ehemaligen Klärwerksgeländes (Flurstücke 564, 586, 
587, 588 der Flur 2 Gemarkung Gut Falkenberg) sowie das Flur-
stück 320/168 und einer Teilfläche des Flurstücks 445 der Flur 2 
Gemarkung Gut Falkenberg im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Orts-
teil Marzahn, wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Mar-

zahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Wirtschaft und Stadtent-
wicklung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Vermessung, beglau-
bigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt 
Marzahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Wirtschaft und Stadt-
entwicklung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Stadtplanung und 
Fachbereich Bauaufsicht, Wohnungsaufsicht und Untere Denkmal-
schutzbehörde, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Marzahn-Hel-
lersdorf von Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der 
die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in 
Satz 1 genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten 
Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbe-
achtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind. 

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 14. September 2012

Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin

K o m o ß
Bezirksbürgermeister

Christian  G r ä f f
Bezirksstadtrat für  

Wirtschaft und Stadtentwicklung

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 10-57 

im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Marzahn
Vom 14. September 2012
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Ver-
bindung mit § 9 Absatz 3 und § 8 Absatz 1 des Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 
(GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 
2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan I-211 vom 25. Februar 2011 mit Deckblatt 

vom 16. August 2011 für das Gelände zwischen dem Alexanderufer, 
der Stadtbahn, der Unterbaumstraße und der Spree sowie Teilflächen 
der Stadtbahn im Bezirk Mitte, Ortsteil Mitte wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann bei der Senatsverwaltung 

für Stadtentwicklung und Umwelt, Abteilung Geoinformation, be-
glaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirk-
samt Mitte von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Bauen, Wirt-
schaft und Ordnung kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über 

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss 

1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs bezeichnet sind, 

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, in 
den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber der für die verbindliche Bau-
leitplanung zuständigen Senatsverwaltung schriftlich geltend 
machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Fristen werden 
die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Absatz 1 
des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 17. September 2012

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt
Michael M ü l l e r

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans I-211 

im Bezirk Mitte, Ortsteil Mitte
Vom 17. September 2012
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